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C O G N O S C E R E

Bundestagswahlkämpfe waren immer
spannend. Der Rückblick zeigt: Jeder Wahl-
abend brachte Überraschungen, und es
gibt immer wieder Bezüge zur Gegenwart.
Teil 9 der Serie: 1980.

Der Bundestagswahl am 5. Oktober 1980
ging einer der denkwürdigsten Wahl-
kämpfe in der Geschichte voraus. Das lag
vor allem an Franz Josef Strauß. Derhatte,
was jeder erfolgreiche Politiker braucht:
ein von Zweifeln ungetrübtes Selbstbe-
wusstsein. Das Problem des CSU-Chefs
war, dass er davon ein Übermaß besaß.
SeinHassaufdenvonihmalsmittelmäßig
erachteten CDU-Vorsitzenden Helmut
KohltriebdenBayern1980indieKanzler-
kandidatur(KohlhattealsGe-
genkandidaten vergeblich
denniedersächsischenMinis-
terpräsidenten Ernst Al-
brecht aufgeboten).

Strauß war ein wilder
Stier, der alle Gatter durch-
brechen wollte. Der aggres-
siv-furiose Auftritt von
Strauß war ein Geschenk für
den angeschlagenen Kanzler
Helmut Schmidt, dessen zweite Amtszeit
seit 1976 vor allem durch Krisenmanage-
ment geprägt war: wirtschaftspolitisch,
außenpolitisch, in der eigenen Partei.
Zwar waren damals nicht alle Merkwür-
digkeiten im politischen wie privaten Le-
ben des CSU-Politikers bekannt, aber die
Skandale seiner Ministerjahre in Bonn zu
Beginn der 60er Jahre (Schützenpanzer,
„Spiegel“-Affäre, Starfighter) begleiteten
seine weitere Karriere. Schmidt machte
nicht den Fehler, auf den Polarisierungs-
versuch durch Strauß einzugehen und
spielte im Wahlkampf seine Lieblings-
rolle des moderaten, weitsichtigen, wenn
auch bissigen Weltökonomen. Daran ar-
beitete sich der bayerische Ministerpräsi-
dent vergeblich ab. Es war ein scharfer
Wahlkampf, geprägt von einer Duellsitua-
tion, die der Herausforderer mit seiner
falschen, weil egozentrischen Wahl-
kampfstrategie nicht gewinnen konnte.

Der Slogan „Stoppt Strauß“ vereinigte
eine breite Wählerschicht hinter den Re-
gierungsparteien. Die SPD holte 42,9 Pro-
zent, zwar ihr bis heute zweitbestes Er-
gebnis in nationalen Wahlen. Aber ange-
sichts des weithin ungeliebten Oppositi-
onskandidaten war es kein hoffnungsvoll
stimmendes Resultat, denn es lag nur
knapp über Schmidts Ergebnis von 1976.
Die FDP legte deutlich auf 10,6 Prozent
zu (wohl auch dank vieler CDU-Anhän-
ger, die von Strauß abgestoßen waren).
Die Koalition war gestärkt – jedenfalls

nach der Sitzarithmetik. Der Wahlsieg
verschleierte jedoch die Risse, die sich in
der SPD und im Regierungsbündnis
schon längst aufgetan hatten. Rot-Gelb
hatte sich eigentlich überlebt.

Die Differenzen zwischen SPD und
FDP in der Wirtschafts- und Sozialpolitik
wuchsen: Während die Sozialdemokra-
ten an der Nachfragepolitik nach keyne-
sianischem Muster festhalten wollten,
drängte die FDP immer stärker zu einer
arbeitgeberfreundlichen Angebotspoli-
tik. Die Koalition war haushaltspolitisch
zwischen Geldausgeben und Konsolidie-
ren gespalten. Es war Strauß, der
Schmidts zerfallendem Bündnis eine Ver-
längerung bescherte. Im Regierungslager

wurde diese Verlängerung
zunehmend als Strafe emp-
funden, vor allem bei den lin-
ken Sozialdemokraten und
auf dem Wirtschaftsflügel
der FDP um Otto Graf
Lambsdorff.

Dass die Union einbrach,
hat nicht zuletzt Kohl gefal-
len: Mit 44,5 Prozent lie-
ferte Strauß das schlechteste

Wahlergebnis seit 1949 ab. Die bundespo-
litische Karriere des Bayern war damit
praktisch erledigt, auch wenn seine Ein-
mischungen bis zu seinem Tod 1988 dau-
ern sollten. Kohls Weg zur zweiten Kanz-
lerkandidatur und damit ins Kanzleramt
war dagegen praktisch sicher, auch weil
er Strauß ohne größeren Machtkampf
den Vortritt gelassen hatte. Kohls modera-
ter Kurs war jetzt unangefochten, und
das eröffnete der FDP den Koalitions-
wechsel. Der dann schneller kam als
viele nach dem sozialliberalen Wahlsieg
dachten.

Auch weit unter der Fünfprozentmarke
wurde im Oktober 1980 Geschichte ge-
schrieben. Erstmals traten die Grünen bei
einer Bundestagswahl an. Am Ende stan-
den nur 1,5 Prozent zu Buche, das Profil
derParteizwischenökologisch-konserva-
tiver Weltverbesserung über allen Par-
teien und linksorientierter Gegenpartei
war noch unklar. Die „Stoppt
Strauß“-Kampagne kostete der neuen
Kraft zudem Stimmen, die zur SPD wan-
derten, um einen Regierungswechsel si-
cher zu verhindern. Aber nun waren die
Grünen da. Das Dreiparteiensystem, das
30 Jahre lang die Bundespolitik bestimmt
hatte, stand vor dem Ende.  Albert Funk

C D SERIE 

Herr Wolffsohn, Bundeskanzlerin Angela
Merkel besucht am Dienstag die KZ-Ge-
denkstätte Dachau: Bekenntnis einer Enga-
gierten oder Kalkül der Wahlkämpferin?

Letzteres ganz sicher nicht. Denn mit Ge-
schichtspolitik, vor allem in Bezug auf
den Nationalsozialismus, lässt sich hier-
zulande keine große Begeisterung hervor-
rufen. Allerdings hat sich in den vergange-
nen Jahren erkennbar etwas verändert.

Und das wäre?

Es birgt offenkundig kein Risiko mehr, so-
gar auf dem Höhepunkt eines Wahl-
kampfs eine NS-Gedenkstätte zu besu-
chen. Insofern ist Merkels Engagement
ein gleichermaßen persönliches wie ge-
samtgesellschaftliches Zeichen, dass sich
die vergangenheitspolitische Lage weiter
entspannt.

Was meinen Sie damit?

Gedenken ist ein ganz natürlicher Be-
standteil des bundesdeutschen Alltags ge-
worden und eben nicht nur inhaltloses Ri-
tual. Auch für heutige Wähler aus dem
Mitte-Rechts-Spektrum hat das nichts Ab-
schreckendes mehr.

Wie überzeugend ist Merkels Bereitwillig-
keit, sich offensiv mit der NS-Vergangen-
heit auseinanderzusetzen?

Sehr überzeugend! Die Kanzlerin hat es
in Sachen Geschichtspolitik – vor allem
auf dem äußerst sensiblen Feld der Juden-
verfolgung und -ermordung – wirklich
nicht leicht. Denn man muss die inner-
deutsch-jüdische Perspektive mit der ge-
samt-jüdischen sowie der israelischen
verbinden. Das ist nicht nur heikel, son-

dern ziemlich unpopulär. Mit Blick auf
diese schwierigen Voraussetzungen leis-
tet Angela Merkel Herausragendes.

Inwiefern unterscheidet sich Merkels Enga-
gement von dem ihrer Amtsvorgänger?

Die Kanzlerin steht in der Tradition
christdemokratischer Kanzler, setzt sie
gleichsam fort. Und für die gilt die zwar
verallgemeinernde, gleichwohl zutref-
fende Aussage: Das sichtbare Engage-

ment für die jüdische Welt und das damit
einhergehende klare Bekenntnis zur his-
torischen Verantwortung war bei ihnen
stets viel stärker als bei SPD-Regierungs-
chefs. Denken Sie nur an Helmut Kohls
Besuch in Bergen-Belsen 1985. Dort hat
er eine beachtliche, aber wenig beachtete
Rede gehalten. Und die stand sowohl in-
haltlich als auch ethisch der berühmten
Rede Richard von Weizsäckers vor dem
Bundestag in keiner Weise nach.

Aber tun Sie mit Ihrer Einschätzung nicht
dem Bemühen einer SPD-Größe wie Willy
Brandt Unrecht?

Nein. Brandt hielt es 1970 nicht einmal
für nötig, Vertreter des Zentralrats der Ju-

den in Deutschland als Teilnehmer sei-
nes legendären Warschaubesuchs zu be-
rücksichtigen. Gerhard Schröder ging so-
gar geradezu polternd auf Distanz zur jü-
dischen Welt und Israel.

Woran machen Sie das fest?

Das zeigte sich schon in seiner Zeit als
Oppositionspolitiker. 1988 lehnte er es
zum Beispiel ab, den 40. Jahrestag der
Gründung Israels zu feiern. Als Bundes-
kanzler hat er den Judenstaat nur einmal
besucht. Weitere Einladungen sind von
ihm ostentativ ignoriert worden. Über-
haupt trug seine Politik gegenüber Israel
durchaus aggressive Züge.

Merkel wiederum gilt als Freundin Israels.
Aber damit kann man in der Öffentlichkeit
kaum punkten. Warum lässt sie sich den-
noch nicht von ihrem Kurs abbringen?

Weil das für Merkel eine Frage ethischer
Grundsätze und Überzeugungen ist.
CDU-Kanzler haben gewaltige innen-
und außenpolitische Risiken auf sich ge-
nommen, um ein intaktes Verhältnis zur
jüdischen Gemeinschaft aufzubauen, auf
nationaler wie internationaler Ebene.

An wen denken Sie konkret?

KonradAdenaueretwahatdasWiedergut-
machungsabkommen 1952 gegen die öf-
fentliche Meinung durchsetzen müssen.
Auch in seiner eigenen Fraktion gab es er-
heblichen Widerstand. Helmut Kohl
hatte mit ähnlichen Problemen zu kämp-
fen, etwa bei Waffenlieferungen für Is-
rael. Doch Hindernisse konnten ihn nicht
davon abhalten, das zu tun, was er für
richtig hielt. Das Gleiche gilt für Angela
Merkel.

Der Kandidat und sein Volk

Michael Wolffsohn
(66) ist Historiker. Von
1981 bis 2012 lehrte
er an der Universität
der Bundeswehr Mün-
chen als Professor für
Neuere Geschichte.
Das Gespräch führte
Christian Böhme.

Hamburg - Das Bundesinnenministe-
rium hat nach „Spiegel“-Informationen
im Abschlussbericht des NSU-Untersu-
chungsausschusses 118 Textstellen bean-
standet. In einem Schreiben vom 9. Au-
gust an den Ausschuss forderte das Minis-
terium demnach die Streichung von 47
dieser Passagen. In vielen Fällen seien aus
Sicht des Ministeriums „äußerst sensible
Belange des Bundeswohls“ betroffen, die
so nicht an die Öffentlichkeit dürften.
Komplett entfallen sollte demnach unter
anderem eine mehrseitige Passage über
ein kritisches „Positionspapier“ des Bun-
deskriminalamts (BKA).

1997 hatte das BKA dem Bericht zu-
folge angeprangert, dass führende Neona-
zis, gegen die ermittelt wurde, sich im-
mer wieder als V-Leute des Verfassungs-
schutzes entpuppt hätten. „Bestimmte
Aktionen“ der rechten Szene hätten dem
Papier zufolge „ohne die innovativen Ak-
tivitäten“ der Spitzel womöglich gar
nicht stattfinden können. Das Innenmi-
nisterium vertrat offenbar nun die Auffas-
sung, durch eine Veröffentlichung der kri-
tischen BKA-Thesen würde „das Anse-
hen des Bundesamts“ für Verfassungs-
schutz beschädigt. Am heutigen Montag
wollen sich die Ausschussobleute der
Bundestagsfraktionen nach Angaben des
Magazins über die endgültige Fassung
verständigen. Der Abschlussbericht des
NSU-Ausschusses soll am Donnerstag in
Berlin vorgestellt werden.  AFP

Ministerium
beanstandet
NSU-Bericht

Magazin: 47 Textstellen
sollten gestrichen werden

Die anderen Teile der Serie unter:
www.tagesspiegel.de/btw13

„Christdemokratische Tradition“
Historiker Wolffsohn über Merkels Besuch in der KZ-Gedenkstätte Dachau,

klare Bekenntnisse und Geschichtspolitik in Zeiten des Wahlkampfs
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PARAGUAY
Rebellen töten Wachleute
Asuncion - Linke Guerilla-Kämpfer ha-
ben nach Regierungsangaben in Paraguay
fünf Menschen getötet. Die Rebellen hät-
ten am Samstagabend fünf Wachmänner
einer Viehzucht nördlich der Hauptstadt
Asuncíón entführt und dann umgebracht,
teilten die Behörden mit. Polizisten, die
amOrtdesÜberfallsinderProvinzSanPe-
dro eintrafen, seien angegriffen worden.
EinBeamter sei dabeiverwundet worden.
Innenminister Francisco de Vargas
machte die marxistische Guerillagruppe
Paraguayische Volksarmee für den Über-
fallverantwortlich,dielautRegierungVer-

bindungen zur kolumbianischen
Farc-Guerilla hat. Es war der erste derar-
tige Angriff seit der Amtseinführung des
neuen paraguayischen Präsidenten Hora-
cio Cartes am Donnerstag. Der konserva-
tive Politiker hatte in seiner Antrittsrede
einen„KrieggegendieArmut“indemsüd-
amerikanischen Land versprochen.  AFP

KOREA
Norden und Süden für Familientreffen
Seoul - Erstmals seit 2010 soll es wieder
grenzübergreifende Treffen für koreani-
sche Familien geben, die seit dem Korea-
krieg (1950-53) auseinandergerissen
sind. Das nordkoreanische Komitee für

diefriedlicheWiedervereinigungerklärte
am Sonntag laut staatlichen Medienbe-
richten, Pjöngjang nehme den Vorschlag
Südkoreas für die Treffen am 19.Septem-
ber an. Die Familienzusammenführung
soll im Ferienpark Kumgang im Norden
stattfinden.DerKrieghatteMillionenvon
Menschen von ihren Familien getrennt.
Etwa72000Südkoreanerstehenaufeiner
offiziellen Warteliste, in der Hoffnung,
ihre Verwandten im Norden besuchen zu
dürfen. Die Hälfte von ihnen ist bereits
über 80 Jahre alt. Nach einer Phase extre-
merSpannungenzwischendenbeidenko-
reanischenStaatenstehendieZeichender-
zeit auf Annäherung.  AFP

SPD-Kanzlerkandidat Peer Steinbrück nahm am Sonnabend
beim Deutschlandfest seiner Partei am Brandenburger Tor ein
Bad in der Menge. Die zweitägige Veranstaltung zum 150. Jubi-
läum der Sozialdemokraten ging am Sonntag zu Ende – rund
300000 Menschen schauten nach Angaben der Veranstalter im
Laufe des Wochenendes vorbei. Der offizielle Festakt war im
Mai in Leipzig gefeiert worden. Die SPD hatte sich die Party-
meile auf der Straße des 17. Juni mit Gratiskonzerten zahlrei-
cher Bands zwei Millionen Euro Kosten lassen, und Kanzler-
kandidat Steinbrück nutzte die Kulisse für den Wahlkampf: Bei
seiner recht staatstragenden Rede machte er deutlich, dass bei
ihm im Falle eines Wahlsieges ein gesetzlicher Mindestlohn

von 8,50 Euro und mehr gesellschaftliche Gerechtigkeit ganz
oben auf der politischen Agenda stehen. „Wir brauchen ein
Bündnis der Starken mit den Schwachen. Und für dieses Bünd-
nis trete ich ein“, sagte Steinbrück. „Ich will mit Euch wieder
einen Aufbruch für dieses Land erleben.“ Zudem gelte es, dem
Kapitalismus Grenzen zu setzen. Steinbrück warf Bundeskanz-
lerin Angela Merkel (CDU) vor, das Land nur zu verwalten
und nicht zu gestalten. Es sei etwas aus dem Lot geraten. Er
wolle ein Land, in dem es nicht entscheidend sei, wo man her-
komme, sondern wo man hinwolle. „Das Wir entscheidet und
nicht millionenfache Ellbögen“, sagte der Kanzlerkandidat.
 Foto: Stephanie Pilick/dpa

DIE WAHLEN SEIT 1949 (9)

Die im vergangenen Jahr aufgedeckten
Manipulationen bei Organverpflanzun-
gen in Göttingen und anderen Städten
sorgten nicht nur monatelang für Schlag-
zeilen. Der Skandal hatte auch dramati-
sche Folgen: Die Zahl der Organspenden
brach ein – und der Abwärtstrend ist im-
mer noch nicht gestoppt.

Die Vorgänge werden von Montag an
vor der Schwurgerichtskammer des Göt-
tinger Landgerichts verhandelt. Ange-
klagt ist der frühere Leiter der Transplan-
tationschirurgie am Universitätsklini-
kum. Dem Medizinprofessor wird ver-
suchter Totschlag in elf sowie Körperver-
letzung mit Todesfolge in drei Fällen vor-
geworfen. Der 46 Jahre alte Arzt, der seit
11.JanuarinUntersuchungshaftsitzt, soll
bei der Meldung von Daten seiner Patien-
tenandiezentraleVergabestellevonSpen-
derorganen, Eurotransplant, absichtlich
falsche Angaben gemacht haben. Konkret
habe er unzutreffende Blutwerte angege-
ben und fälschlich gemeldet, dass bei die-
sen Patienten wöchentlich zwei Dialysen
vorgenommen werden müssten – deshalb
seien die Kranken auf der Warteliste so
weit nach oben gerückt, dass ihnen inner-
halb kürzester Zeit ein Spenderorgan zu-
gewiesenundeingepflanztwurde.Zudem
seienfünfPatienten,sodieAnklage,Euro-
transplant gemeldet worden, obwohl die
nachdenRichtlinienderBundesärztekam-
mer vorgeschriebene Alkoholabstinenz
vonsechs Monatennichteingehaltenwar.

Weil Spenderorgane knapp sind, ist
nach Angaben der Staatsanwaltschaft da-
von auszugehen, dass andere Patienten
kein Spenderorgan erhielten und mögli-
cherweise aus diesem Grunde starben.
Der Angeklagte habe die Todesfälle zu-
mindestbilligendinKaufgenommen.Der
Nachweis könnte das Gericht allerdings
vor eine schwere Aufgabe stellen. Die Op-
fersindunbekannt.WerohnedieManipu-
lationen noch am Leben wäre, wird kon-
kretnichtzuermittelnsein.DerGöttinger
Medizinrechtler Gunnar Duttge spricht

von einem „bislang beispiellosen Muster-
fall“. Niemand könne nachweisen, ob
wirklich jemand geschädigt worden oder
gar zu Tode gekommen sei. Den Vorwurf
der Körperverletzung mit Todesfolge be-
gründet die Staatsanwaltschaft so: Der
Arzt habe Patienten Lebern eingepflanzt,
obwohl diese gar nicht so lebensgefähr-
lich erkrankt waren, dass eine Transplan-
tation notwendig gewesen wäre. Alle drei
Patienten starben infolge der Eingriffe. So
soll der Arzt an einer Frau, die stabile Le-
berwerteaufwies,abereineanderegefähr-
liche Vorerkrankung hatte, eine nicht er-
forderliche Lebertransplantation vorge-
nommenhaben.Aufgrund derVorerkran-
kung und in Verbindung mit der Trans-
plantation sei es zu einer drastischen Ver-
schlechterung des Gesundheitszustandes
gekommen, sodass die Frau an den Folgen
der Transplantation verstarb. Dem Be-
schuldigtenseibeiderTransplantationbe-
kannt gewesen, dass diese nicht erforder-
lich und mit erheblichen Risiken verbun-
den war, so die Staatsanwaltschaft.

BeieinemweiterenPatienten,deranei-
ner Leberzirrhose erkrankt war, bei dem
aber eine Lebertransplantation aufgrund
stabiler Leberwerte nicht indiziert gewe-
sen sei, habe der Beschuldigte ebenfalls
eine Transplantation mit einer nicht über
die Warteliste, sondern im beschleunig-
ten Verfahren vergebenen Leber vorge-
nommen.InfolgederTransplantationhät-
tensichKomplikationenergeben,dieeine
weitere Transplantation erforderlich
machten.DerPatientstarbaufgrundchro-
nischen Leberversagens.

Erst im Zuge des Skandals wurde be-
kannt, dass der Chirurg schon früher auf-
gefallen war. In Regensburg soll er 2005
jordanische Patienten verbotenerweise
auf die europäische Warteliste für Trans-
plantationen gesetzt haben, eine in
DeutschlandgespendeteLeberhatteerzu-
deminJordanienverpflanzt.Überdiessol-
lenMedizinerauch in München undLeip-
zigKrankenaktengefälschthaben,umaus-
gewählte Patienten bevorzugt mit Spen-
derorganen zu versorgen.

E FNACHRICHTEN

CSU-Chef Franz Josef Strauß tritt 1980 als Kanzlerkandidat der Union an

Von Reimar Paul, Göttingen
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Die virtuellen
Opfer

Heute beginnt der Prozess im Organspende-Skandal
Beweisführung gegen Arzt könnte schwierig werden

Wie ein wilder Stier


